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7. INTERNATIONALE FINANZBEZIEHUNGEN*
N
ACH EINEM VERHALTENEN AUFSCHWUNG der Weltwirtschaft Ende 2001 und
Anfang 2002 geriet die Erholung der Weltkonjunktur im Verlaufe des
Jahres 2002 wieder stark ins Stocken. Weil sich zahlreiche Risiken für
den Konjunkturverlauf verstärkten, wurden sämtliche Wachstums-
prognosen reduziert. Auch die Konjunktur in den Entwicklungsländern und die
Kapitalflüsse in diese Länder waren davon negativ betroffen.
Die Unsicherheiten erhöhten die Neigung der Investoren nach Sicherheit. Die
Kapitalflüsse nach Entwicklungsländern sanken und wurden teurer. Argentinien
und die Türkei gerieten in schwere Finanzkrisen, später auch Uruguay und Bra-
silien. Diskussionen um ein internationales Konkursrecht für souveräne Staaten
wurden vorangetrieben. Bei den Entschuldungsmassnahmen gegenüber den
ärmsten Ländern traten neue Schwierigkeiten auf.
7.1. FINANZFLÜSSE IN ENTWICKLUNGS- UND TRANSITIONSLÄNDER
Der sehr verhaltene globale Wirtschaftsgang und die ungewisse Zukunft bewirk-
ten einen beträchtlichen Rückgang der privaten Kapitalflüsse in die Entwick-
lungs- und Transitionsländer. Selbst die bisher relativ stabilen direkten
Auslandsinvestitionen sinken neuerdings. Stark rückläufig waren insgesamt
Bankausleihungen, Obligationenaufnahmen und Portfolio-Investitionen. Auch
die öffentlichen Kapitalflüsse sanken im Jahre 2001 erneut. Die Versprechen von
Monterrey (Konferenz über die Finanzierung der Entwicklung) wirkten sich
noch nicht aus.
Die langfristigen Kapitalflüsse in Entwicklungs- und Transitionsländer sanken
gemäss Angaben der Weltbank1 im Jahre 2001 um annähernd 70 Milliarden Dol-
lar auf insgesamt noch 196 Milliarden Dollar (vgl. Tabelle 18). Das sind sogar
145 Milliarden Dollar weniger als im Spitzenjahr 1997. Zu diesem Rückgang
haben sowohl private wie öffentliche Kapitalflüsse beigetragen. Damit macht der
Anteil des Zuflusses langfristiger externer Finanzen am Bruttosozialprodukt
(BSP) nur noch 3,1 Prozent aus, verglichen mit 5, 3 Prozent im Jahre 1997.
Die Ursachen rückläufiger Kapitalflüsse liegen im schwierigen globalen wirt-
schaftlichen Umfeld. Die Entwicklungsländer wurden teils beträchtlich in Mit-
leidenschaft gezogen von den schwachen Wachstumsimpulsen der USA und
Europas sowie den deflationären Tendenzen Japans. Schien der Erholungspro-
zess im Frühjahr 2002 noch überraschend positiv, mussten alle Wachstumsprog-
nosen im Herbst 2002 zurückgeschraubt werden.
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* Von Bruno Gurtner, Ökonom, bei der Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für alle/Helve-
tas/Caritas/HEKS zuständig für den Bereich Internationale Finanzbeziehungen.
1 The World Bank (WB), Global Development Finance, Financing the Poorest Countries. Analysis and
Summary Tables, 2002, Washington <www.worldbank.org/prospects/gdf2002>, sowie: IMF/WB,
Recent Trends in the Transfer of Resources to Developing Countries, Paper submitted to the Develop-
ment Committee, DC2002-0015, Washington, August 27 <www.wordlbank.org/des/devcom.nsf>.
Verschiedene Risiken für den globalen Konjunkturverlauf, vor denen der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) schon wiederholt gewarnt hatte, zeichneten
sich deutlicher ab2. Der IWF nannte unter anderem die nach wie vor bestehen-
den Ungleichgewichte bei den Ertragsbilanzen einzelner Wirtschaftsräume, die
Gefahr einer drastischen Preissteigerung für Erdöl infolge eines Krieges gegen
den Irak, den fortdauernden Abbau übersteigerter Produktionskapazitäten, den
Korrekturbedarf nach dem Platzen der Spekulationsblase an den Börsen und die
Skandale grosser Unternehmen (Missmanagement und falsche Buchführungs-
praktiken). Rohstoff produzierende Entwicklungsländer litten an sinkenden
Exporterlösen.
Tabelle 18 : Langfristige Kapitalflüsse in Entwicklungsländer (in Mrd. $, zu laufenden Preisen)
1997 1998 1999 2000 2001p
Öffentliche Entwicklungsfinanzierung 43.0 54.5 46.1 37.9 36.0
– Konzessionell 36.1 39.0 42.3 40.7 39.3
Geschenke 26.6 27.9 30.2 29.9 29.6
Konzessionelle Kredite 9.5 11.1 12.1 10.8 9.7
– Nicht-konzessionelle Kredite 6.9 15.5 3.8 –2.8 –3.3  
Private Kapitalflüsse 300.8 283.2 224.4 225.8 160.0
– Bankkredite 45.6 51.9 –23.3 –6.1 –32.3   
– Bonds 49.6 40.9 29.5 16,9 9.5
– Andere 2.9 –3.4 –0.5 –2.5 –4.0   
– Portfolio 30.2 15.6 34.5 50.9 18.5
– Direkte Auslandsinvestitionen 172.5 178.3 184.4 166.7 168.2
Total 343.8 337.7 270.5 263.7 196.0
Quelle : WB, Global Development Finance 2002, Vol. 1, Tab. 2.1 und 4.1, sowie IMF/WB, Recent Trends (Paper to the Development
Committee) aaO. mit aktualisierten Zahlen.
p provisorisch.
❏ Öffentliche Entwicklungshilfe : Erneut gesunken
Gemäss Weltbank sanken die gesamten öffentlichen Leistungen an Entwick-
lungs- und Transitionsländer im Jahre 2001 erneut3. Die Hauptursache liegt
darin, dass die Entwicklungsländer insgesamt mehr nicht-konzessionelle Kre-
dite zurückbezahlten, als sie neu ausbezahlt erhielten. Die konzessionellen Leis-
tungen sanken nur geringfügig von 40,7 Milliarden auf 39,3 Milliarden Dollar
im Jahre 2001 (Tabelle 18). Leistungen in Geschenkform sowohl von bilateralen
wie von multilateralen Institutionen blieben nur geringfügig unter den Vorjah-
reszahlen, während sowohl bilaterale wie multilaterale nicht konzessionelle
Kredite deutlichere Rückgänge gegenüber dem Vorjahr verzeichneten4.
Gemäss OECD blieben die öffentlichen Leistungen im Jahre 2001 stabil,
sowohl als Anteil am BSP wie auch gemessen in konstanten Dollar. Höhere
Hilfe aus den USA und einigen EU-Staaten kompensierten den Rückgang der
106
2 IMF, World Economic Outlook, Trade and Finance, September 2002, Washington <www.imf.org/
external/pubs/ft/weo/2002/02/index.htm>.
3 Die öffentlichen Leistungen werden von Weltbank und OECD in unterschiedlicher Art gemessen und
weisen unterschiedliche Grössen aus. Die Weltbank stützt sich auf Angaben aus den die Leistungen
erhaltenden Entwicklungsländern, die OECD auf die Angaben der leistenden Industrieländer. Unter-
schiede ergeben sich unter anderem dadurch, dass konzessionelle Leistungen einzelner Länder an die
multilateralen Institutionen nicht im gleichen Jahr von diesen an die Entwicklungsländer ausbezahlt
werden. (Vgl. dazu auch GDF 2002, aaO. Chapter 4, Data Annex, p. 110ff.)
4 Für Details vgl. WB, GDF 2000 I, aaO. Tab. 4.1, S. 93.
japanischen Leistungen. Der Anteil der öffentlichen Entwicklungshilfe am BSP
belief sich unverändert auf 0,22 Prozent (0,33 % in den Jahren 1990-1992).
Nominal betrugen die öffentlichen Entwicklungshilfeleistungen der OECD/
DAC-Mitgliedsländer im Jahre 2001 51,4 Milliarden Dollar5. Dieser nominale
Rückgang um 2,3 Milliarden Dollar ist allerdings grösstenteils auf sinkende
Wechselkurse einiger Währungen gegenüber dem Dollar zurückzuführen.
Dreizehn der 22 DAC-Mitgliedsländer verzeichneten real einen Anstieg bei der
öffentlichen Hilfe. Spanien, Irland und Luxemburg wiesen die grössten Steige-
rungen auf. Die Schweiz verbleibt bei 0,34 Prozent des BSP und konnte – in
nominalen Dollar ausgedrückt – gemäss OECD/DAC-Statistiken leicht zulegen
von 890 auf 908 Millionen Dollar. Die Steigerungen der USA sind hauptsäch-
lich auf Beiträge von 600 Millionen Dollar an Pakistan zur wirtschaftlichen
Unterstützung nach den Terroranschlägen vom 11. September zurückzuführen.
Bemerkenswert ist die Tatsache, dass sich der Graben zwischen den grossen und
den kleineren Staaten weitet : Während die Leistungen der G-7-Länder real um
3 Prozent auf nur noch 0,18 Prozent ihres BSP sanken, stieg die Hilfe der klei-
neren Länder real um 4 Prozent auf nun 0,46 Prozent ihres BSP.
Die Jahrtausend-Entwicklungsziele können jedoch nicht ohne Verdoppelung der
Leistungen erreicht werden, wie Weltbank, UNO und zahlreiche NGO warnten
und wie es auch an den Internationalen Konferenzen von Monterrey und Johan-
nesburg ausgedrückt wurde6.
Eine quantitative Ausweitung der Entwicklungsleistungen reicht jedoch nicht
aus. Die internationale Debatte konzentrierte sich auf eine verstärkte Fokussie-
rung der Hilfe auf die Armutsreduktion und auf die Notwendigkeit, den ärmsten
Ländern einen grösseren Anteil der Hilfe zukommen zu lassen. Die Hilfe soll
verstärkt beitragen zu einem Politikumfeld, das Wachstum und Entwicklung för-
dert. Dazu braucht es eine verbesserte Koordination der Geber sowie eine Stei-
gerung der Effektivität der Hilfe7. Mit ihrer Studie „Reality of Aid 2002“ setzten
sich internationale NGO erneut kritisch mit Qualität und Quantität der öffent-
lichen Hilfe auseinander8.
& Jahrbuch 2003, Nr. 1, Kap. 2, „Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern“.
❏ Private Kapitalflüsse : Rückgang beträchtlich
Die vorherrschenden Unsicherheiten veranlassten die privaten Investoren
weiterhin, hohe Risiken zu meiden. Das spürten vor allem die Schwellenländer,
deren Zugang zu den Finanzmärkten durch höhere Risikoprämien verteuert
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5 OECD, Press Release, 13.5.2002, Paris <www.oecd.org>
6 WB, Reaching the MDG to Cost £40-60 Billion Annually in Additional Aid, Says Bank, Washington,
February 27, 2002 <www.worldbank.org/developmentnews/stories/html/022102a.htm> and : Achie-
ving the Millennium Development Goals in Africa. Progress, Prospects and Policy Implications. Glo-
bal Poverty Report June 2002, African Development Bank in collaboration with the World Bank,
2002 <www.wordlbank.org>.
7 Vgl. dazu u.a. WB, GDF 2002 I, S. 89ff., OECD, Development Co-operation, The DAC Journal.
2001 Report. International Development, Paris, 2002 sowie Heller, Peter S. and Gupta, Sanjeev, Chal-
lenges in Expanding Development Assistance, IMF Policy Discussion Paper, 02/5, March 2002
<www.imf.org/external/pubs/cat/longres.cfm?sk=15727.0> 
8 Reality of Aid 2002. An Independent Review of Poverty Reduction and Development Assistance. Ed
Judit Randel, Toney German and Deborah Ewing. IBON Books, Manila, 2002 <www.ibon.org>.
wurde. Von der Problematik sinkender und verteuerter Kapitalzuflüsse waren
allerdings nicht alle Länder und Regionen gleichermassen betroffen9.
Der Nettozufluss in die asiatischen Länder blieb verhältnismässig stabil. Das
erlaubte etlichen Ländern, ihre Währungsreserven aufzustocken und Zinsen zu
senken. Auch der Zufluss in die meisten osteuropäischen Länder hielt an, wobei
allerdings eine Verlagerung von direkten Auslandsinvestitionen (FDI) und Port-
folio-Investitionen (PFI) hin zu schuldenrelevanten Kapitalströmen (Kredite,
Obligationen) zu beobachten war10.
Schwieriger war das Umfeld für Teile Lateinamerikas und für die Türkei. Nach
der Zahlungseinstellung Argentiniens gegenüber privaten Gläubigern im
Dezember 2001 blieben zwar Übertragungswirkungen auf andere Länder vor-
erst bescheiden. Doch im Laufe des Jahres 2002 wurden insbesondere Uruguay
und Paraguay in den Strudel gerissen. Für Brasilien und die Türkei kamen
zusätzlich politische Unsicherheiten durch die Wahlen vom Oktober resp.
November hinzu. Es zeigte sich, dass diese Länder angesichts ihrer eigenen Ver-
letzlichkeiten und ihrer Schuldenstrukturen schlecht gewappnet waren, um mit
diesen Entwicklungen umzugehen. Sie mussten teils drastische Kapitalabflüsse
hinnehmen. Die Verlängerung bestehender Kreditlinien und/oder der Zugang zu
neuen Mitteln war nur sehr beschränkt oder überhaupt nicht mehr möglich.
Trotz intensiver Verhandlungen Argentiniens mit dem IWF während des ganzen
Jahres 2002 war der IWF bis im November nicht bereit, ein neues Abkommen
abzuschliessen. Der IWF und mit ihm die nördlichen Länder verlangten vom
südamerikanischen Staat zuerst wirtschaftliche und institutionelle Reformen,
darunter eine grössere Unabhängigkeit der Zentralbank, einen überzeugenden
Plan zur Aufhebung der eingefrorenen Bankdepositen und zur Verhinderung
einer weiteren Kapitalflucht sowie das Eintreiben genügender Steuern. Auch die
Schweiz kritisierte Argentinien wegen zu langsamer Reformen und wandte sich
gegen die Vergabe neuer Mittel.
Argentinien schuldet dem IWF insgesamt über 10 Milliarden Sonderziehungs-
rechte, hielt aber bisher seine laufenden Verpflichtungen dem IWF gegenüber
ein. Hingegen beschränkte sich Argentinien im November auf die Zahlung bloss
der fälligen Zinsen, nicht mehr aber der Amortisationszahlungen gegenüber der
Weltbank.
Die Finanzkrise hat zu einer tiefen Rezession mit sehr hoher Arbeitslosigkeit,
verschärfter Armut und sozialen Unruhen geführt. Obschon kaum jemand die
schwerwiegenden hausgemachten Ursachen der Krise Argentiniens in Abrede
stellte, wurde auch mehrfach dem IWF von namhaften Kritikern Versagen vor-
geworfen, so z.B. bei der Dollaranbindung des argentinischen Pesos und bei der
zu restriktiven Fiskalpolitik. Unter anderem wird ein Schuldenmoratorium oder
zumindest eine tiefgreifende Schuldenumstrukturierung gefordert11.
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9 Vgl. IMF/WB, Recent Trends, aaO., WB, GDF 2002 aaO., IMF, Global Financial Stability Report,
Div. Nummern, Washington <www.imf.org/external/pubs/ft/gfrs/2002> .
10 Vgl. dazu auch : EBRD, Transition report update, London, May 2002, Chapter 2, Cross-border capi-
tal flows <www.ebrd.com>.
11 So unter anderen Stiglitz, Joseph, Im Schatten der Globalisierung, Siedler Verlag Berlin 2002 und in
andern Publikationen; Weisbrot, Mark u.a., Argentina Since Default : The IMF and the Depression, Cen-
ter for Economic and Policy Research, Washington, September 3, 2002 <www.sepr.net/Argentina>,
sowie der Chefökonom der UNCTAD, Flassbeck, Heiner, Argentinien: Warum versagt die westliche 
Die Finanzmarktakteure entzogen Brasilien angesichts des sich immer deut-
licher abzeichnenden Wahlsieges des linken Kandidaten Lula mehr und mehr
das Vertrauen und zogen ständig mehr Mittel ab oder erneuerten bestehende
Kredite nicht mehr. Die Folge war ein ständig grösserer Kurszerfall. Damit
wurde die Schuldenlast sowohl der externen wie der internen Schuld (letztere
zum grössten Teil an den Dollar gebunden) immer untragbarer. Nachdem der
IWF schon im September 2001 Brasilien einen Kredit von 15 Milliarden SZR
gewährt hatte, doppelte er im August 2002 mit dem grössten je gewährten Kre-
dit von 30 Milliarden SZR nach, grösstenteils erst auszahlbar nach den Wahlen.
Die Schweiz unterstützte diesen Entscheid, drückte aber ihre Sorge aus über den
Umfang des Paketes und über die mangelnde angemessene Mitbeteiligung des
privaten Sektors am Kreditpaket.
Auch hier blieb Kritik am IWF nicht aus. Vor allem wird bezweifelt, ob damit
Brasiliens Wirtschaft mit diesem Paket wieder auf einen nachhaltigen Wachs-
tumspfad gebracht werden kann oder ob die Schuldenlast nicht ohnehin schon
zu hoch sei12. Der nun gewählte Lula bestätigte zwar, die laufenden Verpflich-
tungen zu erfüllen, kündigte aber unmittelbar nach seiner Wahl ein eigenes
Reformpaket an.
Tiefere private Kapitalflüsse erwartete auch das den grossen internationalen
Geschäftsbanken nahe stehende Institute of International Finance (IIF). Das IIF
prognostizierte für das Jahr 2002 noch private Kapitalflüsse von 123 Milliarden
Dollar, der tiefste Stand seit zehn Jahren13.
Zum Rückgang der privaten Kapitalflüsse im Jahre 2001 trugen vor allem die
Kapitalmarktflüsse bei. Für das erste Halbjahr 2002 setzte sich diese Tendenz
fort. Schuldenwirksame Kapitalflüsse beliefen sich im Monatsdurchschnitt
Januar-Juli 2002 noch auf 10,7 Milliarden Dollar, 22 Prozent weniger als in den
Vergleichsmonaten des Vorjahres14 :
❏ Zum dritten Mal hintereinander waren im Jahre 2001 die Rückzahlungen
von privaten Bankenkrediten grösser als Neuauszahlungen. Auch in den
ersten sieben Monaten des Jahres 2002 waren gemäss Weltbank die Bank-
ausleihen ein Drittel kleiner als in der Vorjahresperiode. Das gleiche Bild
zeichnen Statistiken der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ)15.
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Welt? in : Lateinamerika Analysen 2, Juni 2002, Hamburg, Institut für Iberoamerika-Kunde <www.
duei.de/iik>.
12 Weisbrot, Mark and Baker, Dean, Paying the Bills in Brazil : Does the IMF’s Math Add Up? CEPR,
September 25, 2002 <www.cepr.net> ; Mitchell, Susanna, Making the poor foot the bill – IMF policies
and the looting of Brazil, October 2002 <www.jubileeresearch.org/worldnews/lamerica/brazil151002.
htm>. In einem nicht veröffentlichten Brief an den Bundesrat kritisierte die Arbeitsgemeinschaft die
Einmischung der Finanzmarktakteure in die Wahlen in Brasilien.
13 IIF, Capital Flows to Emerging Market Economies, September 18, 2002, Washington <www.iif/com/
press/pressrelease.quagga?id=51>.
14 IMF/WB, Recent Trends, aaO. S. 2. Zu den Bestimmungsgründen für Ausmass, Zusammensetzung
und regionale Allokation von Kapitalflüssen sowie deren Auswirkungen auf Investitionen und Wachs-
tum siehe auch : Loungani, Prakash, Capital Flows, in : IMF Research Bulletin, Vol. 3, No. 3, Septem-
ber 2002, Washington <www.imf.org/external/Pubs/Ft/irb/2002/eng/03/index.pdf> .
15 BIZ, Quartalsbericht Juni 2002, Basel <www.bis.org/cgi-bin/>. Das BIZ Working Paper 112 zeichnet
zudem wichtige Bestimmungsfaktoren für die Entwicklung der Bankausleihungen an Schwellenlän-
der nach (Jeanneau, Serge and Micu, Marian, Determinants of internatiuonal bank lending to emer-
ging market countries, BIS Working Paper 112, June 2002, Basel <www.bis.org/cgi-bin/print.cgi>.
Die Nettoguthaben der gegenüber der BIZ berichtenden Banken fielen im
ersten Quartal 2002 um 3,4 Prozent oder 29 Milliarden Dollar. Besonders
betroffen war Lateinamerika, vor allem Brasilien.
❏ Obligationenaufnahmen (Bonds) sackten nochmals fast um die Hälfte ab
und umfassen Ende 2001 noch knapp ein Fünftel der Bondsaufnahmen des
Jahres 1997. Der Rückgang verschärfte sich gegen Mitte 2002 und ging mit
einem deutlichen Anstieg der Risikoprämien einher.
❏ Auch Portfolio-Investitionen schrumpften stark und bewiesen ihre hohe
Volatilität.
Demgegenüber zeigten die direkten Auslandsinvestitionen (FDI, Foreign Direct
Investments) eine erstaunliche Krisenresistenz. Gegenüber dem Vorjahr stiegen
die FDI gemäss Weltbank sogar noch leicht auf nun 168 Milliarden Dollar
(Zuflüsse minus Gewinnrücktransfers, Tabelle 18). IWF und Weltbank erwarten
allerdings für das Jahr 2002 einen Rückgang der FDI, bedingt durch vermin-
derte Privatisierungsvorhaben der Entwicklungs- und Transitionsländer sowie
durch die Probleme grosser transnationaler Konzerne. Geografisch sind jedoch
grosse Unterschiede auszumachen. Lateinamerika musste einen bedeutenden
Rückgang hinnehmen. In Brasilien blieb der Zufluss von FDI im ersten Halb-
jahr 2002 allerdings stabil, ganz im Gegensatz zum Abfluss bei schuldenwirksa-
men Finanzströmen. Nettozuflüsse konnte Asien verzeichnen, insbesondere
China (siehe Punkt 7.2.).
Private Kapitalströme konzentrieren sich nach wie vor auf wenige grosse
Schwellenländer. Am grössten ist die Konzentration bei den Kapitalmarkt-
flüssen. Die zehn Länder mit dem grössten Zufluss an Bankkrediten und Obli-
gationen beanspruchen 75 Prozent aller Mittel. Die ärmsten Länder erhalten nur
wenig Bankkredite, haben kaum Zugang zu den Kapitalmärkten, und es fliessen
auch nur geringe Portfolio-Investitionen in ihre Länder. Hingegen hat der
Zufluss direkter Auslandsinvestitionen (FDI) relativ an Bedeutung gewonnen16.
Nicht in diese Kapitalflüsse einbezogen sind die Erlöse von Exporten von
Gütern und Dienstleistungen sowie von weiteren laufenden Transfers. Unter
letzteren figurieren auch die Zahlungen der Migranten und Migrantinnen an
ihre Heimatländer. Die Interamerikanische Entwicklungsbank (IDB) unter-
suchte zusammen mit dem Discovery Institute in Washington diese Zahlungen
aus den USA nach Lateinamerika. Sie schätzt den Rückfluss für das Jahr 2001
auf 23 Milliarden Dollar. Dies übersteigt mithin die öffentliche Hilfe an alle
lateinamerikanischen Länder und beträgt 40 Prozent aller Auslandsinvestitionen
nach Lateinamerika17.
Eine ähnliche Studie hat ein Kopenhagener Forschungsinstitut publiziert.
Danach haben sich die finanziellen Überweisungen der Fremdarbeiter in die
Entwicklungsländer zwischen 1988 und 1999 mehr als verdoppelt und sind
heute um ein Fünftel höher als die öffentliche Entwicklungshilfe. Diese
Zuströme schwanken weniger als die privaten Finanzflüsse und gehen vor allem
auch in arme Länder und solche mit mittleren Einkommen18.
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16 WB GDF 2002 aaO. widmet den internationalen Finanztransaktionen der ärmeren Länder ein speziel-
les Kapitel.
17 Zitiert nach Washington Post, March 10, 2002.
18 Gammeltoft, P. Remittances and other Financial Flows to Developing Countries, Centre for Develop-
ment Research, Copenhagen, 2002 <www.cdr.dk/working_papers/wp-02-11.pdf>.
Mit zunehmender Liberalisierung des Finanzwesens haben auch die Auswirkun-
gen des Kapitalabflusses an Bedeutung gewonnen. Viele Wirtschaftssubjekte
sind in der Lage, Anlagen im Ausland zu tätigen. Viele solche Kapitalabflüsse
werden statistisch nicht erfasst. Notgedrungen werden sie geschätzt als Diffe-
renz zwischen den erfassten Kapitalzuströmen und der Summe des Defizites in
der laufenden Bilanz mit dem Zuwachs an internationalen Reserven19. Die Welt-
bank schätzt diesen Kapitalabfluss aus den armen Ländern der letzten zwei
Dekaden auf 62 Milliarden Dollar. Das entspreche 17 Prozent des BSP, fast 12
Prozent der kumulierten Ersparnisse und annähernd einem Fünftel der kumu-
lierten öffentlichen Zuflüsse zwischen 1980 und 1999.
7.2. INTERNATIONALE INVESTITIONEN
❏ Der UNCTAD-Weltinvestitionsbericht 2002
Was die UNCTAD mit Vorausveröffentlichungen ankündigte, bestätigte sie im
September 2002 mit dem neuen Weltinvestitionsbericht 2002 : weltweit hal-
bierte sich der Umfang der FDI von 1492 Milliarden (2000) auf nur noch 735
Milliarden Dollar (2001). Hauptgrund ist der starke Rückgang grenzüberschrei-
tender Firmenübernahmen und Fusionen. Damit erklärt sich, dass die Industrie-
länder weit stärker vom Rückgang betroffen waren als die Entwicklungsländer.
Deren Rückgang hielt sich mit 14 Prozent auf nunmehr 205 Milliarden Dollar in
Grenzen (Tabelle 19). Osteuropa und Zentralasien verzeichneten noch eine
leichte Zunahme, Afrika dank Südafrika, Marokko, China und Mexiko wiesen
sogar eine massive Zunahme der Investitionsflüsse auf. Mit Ausnahme von Ost-
europa werden nach ersten Aussagen der UNCTAD20 alle Regionen im Jahre
2002 deutliche Einbussen an FDI-Zuströmen zu verzeichnen haben.
Neu publizierte die UNCTAD zwei Indices, welche die Leistung (Performance)
und das Potenzial der einzelnen Länder hinsichtlich FDI aufweisen. Beim
Inward FDI Performance Index wird der Anteil eines Landes an den weltweiten
zuströmenden FDI ins Verhältnis gesetzt zum Anteil des Landes am globalen
BSP. Länder mit einem Wert von höher als 1 ziehen mehr FDI an, als auf der
Basis ihrer relativen Grösse des BSP erwartet werden könnte. Die Schweiz
weist einen Wert von 1,4 auf. Die meisten Entwicklungsländer weisen tiefe
Werte auf, sogar unter 1. Ausnahmen sind etwa Hongkong, Angola, Aserbeid-
schan, Nicaragua, Bolivien, Chile u.a.m. Komplexer ist der Inward FDI Poten-
tial Index. Er basiert auf langsam wachsenden strukturellen Faktoren. Industrie-
länder weisen durchwegs höhere Werte auf als Entwicklungsländer.
Ein Kapitel des Weltinvestionsberichtes 2002 ist den grössten transnationalen
Unternehmen gewidmet, die – gemessen an der Mehrwertschöpfung (value-
added) – oftmals grösser sind als die entsprechenden Werte von Nationalstaa-
ten. Die UNCTAD analysiert im Bericht zudem die wachsende Rolle der trans-
nationalen Konzerne für die Wettbewerbsfähigkeit der Länder im Export sowie
die Förderung exportorientierter FDI.
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20 UNCTAD Predicts 27% Drop in FDI Inflows this Year, UNCTAD Press Release, 24 October 2002,
TAD/INF/PR63.
Tabelle 19 : Ausländische Direktinvestitionen (FDI) :
Nach Ländern und Regionen, 1999-2001, in Milliarden Dollar
Zufliessende FDI Abfliessende FDI
Region/Land 1999 2000 2001 1999 2000 2001
Industrieländer 838.0 1227.0 503.0 966.0 1271.0 581.0
davon Europa 507.0 832.0 336.0 754.0 1018.0 380.0
Schweiz 11.7 16.3 10.0 33.2 42.7 16.3
Nordamerika 308.0 368.0 152.0 190.0 212.0 149.0
Japan 12.7 8.3 6.2 22.7 31.6 38.1
Entwicklungsländer 225.0 238.0 205.0 73.6 104.0 36.6
davon Lateinamerika/Karibik 109.0 95.0 85.0 32.8 21.7 7.2
Asien 103.0 134.0 102.0 38.0 80.9 31.8
Südostasien 100.0 131.0 94.0 36.0 79.7 30.6
Zentralasien 2.5 1.9 3.6 0.4 0.2 0.2
Zentral- und Osteuropa 25.4 26.6 27.2 2.4 4.0 3.5
Afrika 12.8 8.7 17.2 2.7 1.5 –2.5
Nordafrika 4.9 2.9 5.3 0.4 0.3 0.2
Afrika südlich der Sahara 7.9 5.8 11.8 2.4 1.3 –2.7   
Ärmste Entwicklungsländer 5.4 3.7 3.8 0.4 0.7 0.3
Total 1088.0 1492.0 735.0 1042.0 1379.0 621.0
Quelle : UNCTAD, World Investment Report 2002, Table B.1/B.2, p. 303ff.
Die Differenzen im Total zwischen Zu- und Abflüssen ergeben sich aus unterschiedlichen statistischen Erfassungsmethoden.
❏ FDI : Wer profitiert ?
Die UNCTAD misst den FDI klar wachstumsfördernde Wirkungen bei. Des-
wegen unterstützt die UNO-Spezialorganisation mit zahlreichen Initiativen die
Förderung der FDI. Doch diese Förderung solle sehr gezielt erfolgen. Statt im
Wettbewerb um FDI immer grössere steuerliche Nachlässe oder andere ähnliche
Anreize zu bieten, sollten Entwicklungsländer vielmehr auf Ausbildung und
Technologietransfer setzen, moniert das britische Overseas Development Insti-
tute21. Das würde es erlauben, den Nutzen der FDI breiter zu verteilen. Nur so
könnten FDI direkt zur Armutsreduktion beitragen.
Die UNCTAD zählt im Weiteren per Ende 2001 insgesamt 2099 bilaterale
Investitionsschutzabkommen und 2185 bilaterale Doppelbesteuerungsabkom-
men22. Während die UNCTAD diese Abkommen als Mittel zur Förderung der
FDI betrachtet, kritisieren NGO das Machtungleichgewicht, das diesen Abkom-
men inhärent ist, und befürchten eine Neuauflage eines Multilateralen Investi-
tionsabkommens (MAI)23.
Die Schweiz will in den nächsten drei Jahren der UNCTAD zuhanden des sog.
Quick Response Window (QRW) eine Million Dollar für technische Hilfe bei der
Förderung der Investitionen leisten. Damit gehört die Schweiz zu den grössten
Beitragsgeberinnen der UNCTAD für technische Hilfe24.
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uk>.
22 Mehr Informationen zu diesem Thema unter <www.unctad.org/en/subsites/dite/bit_dtt.htm>
23 Vgl. dazu : Peterson, Luke Eric, International Investment Rules : Is the GATS Campaign Becoming 
a Red Herring?, in : Bridges, Year 6, No. 3, March/April 2002 <www.ictsd.org/monthly/bridges/
BRIDGES6-3.pdf>.
24 UNCTAD, Switzerland contributes $1 Million to UNCTAD Investment Promotion Projects, UNCTAD
Press Release 24 October 2002, TAD/INF/NC43.
❏ Direktinvestitionen in und aus der Schweiz
Vom Rückgang der zu- und abfliessenden FDI war die Schweiz gemäss UNC-
TAD ebenfalls betroffen (Tabelle 19). Das bestätigen auch die Zahlen der
Schweizerischen Nationalbank25. Danach sind die schweizerischen FDI im Aus-
land in allen Regionen gesunken, stärker in den andern Industrieländern als in
den meisten Schwellen- und Entwicklungsländern. In Brasilien und Chile desin-
vestierte die Schweizer Wirtschaft in massiver Weise. Auch die FDI des Auslan-
des in der Schweiz sanken (Tabelle 20).
Tabelle 20 : Schweizerische Direktinvestitionen in Entwicklungs- und Schwellenländern,
1999-2001 (in Mio. Fr.)
Kapitalexporte Kapitalimporte
Region
1999 2000 2001p 1999 2000p 2001p
Schwellenländer 6 244 2015 603 –11 814 229
– Lateinamerika 1295 1 177 –411
– Asien 4949 838 1013
Entwicklungsländer 5614 9246 5777 155 346 160
– Lateinamerika 5343 8744 5272 109 322 138
– Afrika 293 259 –71 3 4 0
– Asien –21 242 576 44 20 22
Industrieländer 38128 60 917 12 271 17 459 31 581 13 137
Alle Länder 49 986 72 178 18 651 17 603 32 741 13 525




Insgesamt sanken die gesamten Schulden der Entwicklungsländer geringfügig.
Die HIPC-Initiative sieht sich erheblichen Schwierigkeiten gegenüber. Das
schweizerische bilaterale Entschuldungsprogramm ist am Auslaufen.
❏ Trends
Tabelle 21 : Die Gesamtverschuldung der Entwicklungs- und Transitionsländer (Mrd. $)
1980 1990 2000 2001
Langfristige Verschuldung 452 1179 2048 1999
Davon öffentlich und öffentlich garantiert 381 1114 1490 1468
– öffentliche Schulden 178 604 844 828
Multilateral 49 207 347 347
Bilateral 129 397 497 481
– Private, öffentlich garantiert 202 510 647 640
– Private, nicht garantiert 71 66 557 531
IWF-Kredite 12 35 64 75
Kurzfristige Kredite 146 244 380 368
Gesamtverschuldung 609 1458 2492 2442
Quelle : The World Bank, Global Development Finance 2002, Vol. I, p. 222ff, Washington, 2002.
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Die gesamten Schulden der Entwicklungs- und Transitionsländer sanken im
Jahre 2001 gemäss Weltbank zum zweiten Mal in der Folge geringfügig auf
nunmehr 2442 Milliarden Dollar (Tabelle 21)26. Einzig die Schulden gegenüber
dem IWF erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr.
Auch die Schuldenindikatoren (Verhältnis Schulden/Exporte und Verhältnis
Schuldendienst/Exporte) sanken für die Gesamtheit der Entwicklungsländer
leicht. Etwas höhere Verhältniszahlen weisen hingegen die Länder der Region
Ostasien/Pazifik und Afrikas südlich der Sahara aus (Tabelle 22). Die Zahlen für
2001 für die Gruppe der schwer verschuldeten Länder mit tiefem und mit mitt-
lerem Einkommen stehen noch aus.
Tabelle 22 : Schuldenindikatoren 1990, 1999-2001
D/EX* D/EX D/EX D/EX DS/EX* DS/EX DS/EX DS/EX
Ländergruppe
1990 1999 2000 2001 1990 1999 2000 2001
Alle Entwicklungsländer 161.0 141.0 113.3 112.2 18.1 21.4 18.1 17.6
Ostasien/Pazifik 108.4 95.5 74.0 74.2 15.7 15.8 10.9 11.5
Europa/Zentralasien 143.8 120.5 112.6 18.0 18.1 18.4
Lateinamerika/Karibik 255.4 208.4 167.2 167.0 24.5 41.6 38.7 33.3
Mittl. Osten/Nordafrika 113.9 111.5 85.5 85.4 15.0 13.7 10.5 10.2
Südasien 324.7 174.5 154.9 141.5 28.7 15.5 13.8 1 2.3
Afrika südl. der Sahara 208.3 210.8 177.9 178.8 12.8 13.9 12.2 12.4
Schwer verschuldete
Länder mit tiefem 331.0 309.2 237.9 26.2 23.9 19.3
Einkommen
Schwer verschuldete
Länder mit mittlerem 409.3 412.0 354.3 30.8 83.0 69.6
Einkommen
Quelle : GDF 2002, Vol. I, p. 222ff. Für Daten der einzelnen Länder vgl. GDF Vol II.
* D/EX = Verhältnis Schulden/Exporte von Gütern und Dienstleistungen ; DS/EX = Verhältnis Schuldendienst/Exporte von Gütern und
Dienstleistungen.
❏ Die HIPC-Initiative in einer kritischen Phase
Bis September 2002 kamen insgesamt 26 der ursprünglichen 38 klassifizierten
Länder in den Genuss von Entschuldungsmassnahmen. Bloss sechs Länder
haben bislang den Completion Point erreicht.
& JSDW 2002, S.137 ff ; JSDW 2001, S. 170 ff. ; JSDW 2000, S. 131 ff.
Schon im Fortschrittsbericht, den IWF und Weltbank gemeinsam der Frühjahrs-
tagung zuleiteten, zeichneten sich Schwierigkeiten ab. Im Halbjahresbericht
zuhanden der Jahrestagung im September mussten IWF und Weltbank erhebli-
che Schwierigkeiten eingestehen27. Zwar konnten die Schulden, in Netto-
Gegenwartswert ausgedrückt, um 25 Milliarden Dollar reduziert werden. Der
Schuldendienst wird um 41 Milliarden Dollar (Netto-Gegenwartswert) vermin-
dert. Der Einbezug der 12 verbliebenen Länder, meist von Konflikten betroffen
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27 IMF/WB, Heavily Indebted Poor Countries (HIPC) Initiative : Status of Implementation, Washington,
April 12, 2002 <www.imf.org/external/np/hipc/2002/status/041202.htm> ; IMF/WB, The Enhanced
HIPC Initiative and the Achievement of Long-Term External Debt Sustainability, Washington, April
15, 2002 <www.imf.org/np/hipc/lteds/041502.htm> ; IMF/WB, Heavily Indebted Poor Countries
(HIPC) : Status of Implementation, Washington, September 23, 2002 <www.imf.org/external/np/
hipc/2002/status/092302.htm>.
und mit teils hohen Zahlungsrückständen gegenüber den Bretton-Woods-Institu-
tionen (BWI) belastet, bereitet grosse Schwierigkeiten.
Viele Länder, die zwar den Decision Point erreicht haben, bekunden grosse
Mühe, die Erfordernisse zu erfüllen, um den Completion Point zu erreichen.
Einige weisen grosse zeitliche Verzögerungen auf in der Erarbeitung der
Armutsstrategiepapiere (PRSP). Andere scheiterten an den strengen Auflagen
der Anpassungs- und Reformprogramme. Für viele Länder haben sich ange-
sichts der schwierigen weltwirtschaftlichen Lage die zu optimistischen Progno-
sen der BWI über Exporterlöse nicht erfüllt. Ihre Schuldentragfähigkeit (Debt
Sustainability) erreicht nicht die erwarteten Werte. Sie brauchen zusätzliche
Hilfe. Die Schweiz ist bereit, solche „topping-up“ wie bereits im Falle von Bur-
kina Faso mitzutragen, soweit externe Schocks dafür verantwortlich sind.
Sowohl IWF wie Weltbank müssen anerkennen, dass die HIPC-Initiative die
langfristige Schuldentragbarkeit allein nicht gewähren kann.
Auch die Finanzierung bereitet erneut Probleme. Für die unmittelbare Zukunft
kann der IWF seine Anteile finanzieren. Hingegen hat die Weltbank mit ihrem
HIPC-Trust-Fund Schwierigkeiten, weil einerseits nicht alle versprochenen Bei-
tragszusagen vollständig einbezahlt worden sind und weil verschiedene Gläubi-
gerkategorien ihren Verpflichtungen nicht nachkommen (Non-Paris Club Mit-
glieder). Einzelne private und bilaterale öffentliche Gläubiger ausserhalb des
Pariser Klubs schädigen die HIPC-Initiative, indem sie Schuldtitel auf dem
Sekundärmarkt mit Abschlag verkaufen oder indem sie die Forderungen
gerichtlich einzutreiben versuchen. Dies kommt einem Ausscheren aus dem
Rahmen der HIPC-Initiative gleich und belastet die übrigen Gläubiger entspre-
chend mehr. Anderseits entstehen durch die „topping-up“ zusätzliche Kosten.
Angesichts der verschlechterten Lage insbesondere afrikanischer Schuldnerlän-
der rief der bekannte Ökonom Jeffrey Sachs in verschiedenen Medien dazu auf,
dass die Entwicklungsländer den noch zu bezahlenden restlichen Schulden-
dienst in einen Fonds zur Bekämpfung von HIV/Aids leiten sollten28.
NGO forderten eine substanzielle Verbesserung der Entschuldung. Die Ent-
schuldung müsse direkt darauf gerichtet werden, dass die Jahrtausend-Entwick-
lungsziele erreicht werden könnten. Schuldendienst solle nur geleistet werden,
sofern noch Mittel übrig bleiben, die zuvor für die Erreichung der Jahrtausend-
Entwicklungsziele mobilisiert und investiert worden sind29.
❏ Die Umschuldung öffentlicher Schulden
In den letzten 30 Jahren haben die OECD-DAC-Länder insgesamt rund 29
Milliarden Dollar an Schulden erlassen, davon 20 Milliarden an öffentlichen
Entwicklungshilfekrediten30. Der Pariser Klub – die Institution, in der Regie-
rungskredite und öffentlich garantierte private Exportkredite umgeschuldet wer-
den – schloss im Jahre 2001 insgesamt mit 17 Ländern multilaterale Umschul-
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29 CAFOD/Oxfam/Christian Aid/Eurodad, A Joint Submission to the World Bank and IMF Review of
HIPC and Debt Sustainability, August 2002 <www.eurodad.org> ; Eurodad, Putting Sustainable
Development First, Brussels, August 2002 <www.eurodad.org> ; Greenhill, Romilly, The unbreaka-
ble link – debt relief and the millennium development goals. Jubilee Research at the New Economics
Foundation, London, 2002 <www.jubileeplus.org>.
30 WB, GDF 2002 aaO. S. 104.
dungsabkommen über insgesamt 25,6 Milliarden Dollar ab. Mit Ausnahme der
Bundesrepublik Jugoslawien betraf dies ausschliesslich Länder mit niedrigem
Einkommen. 13 Länder sind in der HIPC-Initiative eingeschlossen, dazu kom-
men Georgien, Pakistan, die Ukraine sowie die BR Jugoslawien31. Bis Mitte
November 2002 kamen weitere 12 Abkommen über insgesamt rund 16 Milliar-
den Dollar hinzu.
Die Schweiz schloss im Jahre 2001 auf der Basis der multilateralen Abkommen
des Pariser Klubs mit Kenia (55 Mio. Fr. ERG-Guthaben), Pakistan (33 Mio. Fr.
ERG-Guthaben) und Madagaskar (1,8 Mio. Fr. Guthaben des Bundes)
Umschuldungsabkommen ab. Im Januar 2002 vereinbarte die Schweiz mit
Nigeria eine Umschuldung über 255 Millionen Franken (ERG-Guthaben). Sie
ist infolge eines Urteils des obersten Gerichtshofs Nigerias in der Schwebe. Im
Oktober unterzeichneten die Schweiz und die BR Jugoslawien ein bilaterales
Abkommen, das sämtliche Aussenstände (383 Mio. Fr.) aus den bisherigen
Umschuldungen einschliesst32.
❏ Umschuldung kommerzieller Schulden
Im Jahre 2001 wurden im Rahmen des Londoner Klubs 26 Abkommen zwi-
schen Schuldnerländern und den kommerziellen Gläubigern zur Umschuldung
privater Schulden im Ausmass von 104,9 Milliarden Dollar abgeschlossen33.
Honduras, Tansania und der Jemen als Länder mit tiefem Einkommen kauften
für 452 Millionen Dollar private Schulden mit der IDA-Debt Reduction Facility
zurück. Die andern Umstrukturierungen betrafen die Ukraine, Argentinien, Bra-
silien, Kolumbien, Mexiko, Jordanien, Panama und die Türkei.
❏ Das Schweizer Entschuldungsprogramm
Von den insgesamt zur Verfügung stehenden 514 Millionen Franken für Ent-
schuldungsmassnahmen sind bis Ende 2002 sämtliche Mittel verpflichtet wor-
den. Im Jahre 2002 leistete die Schweiz im Rahmen einer breit koordinierten
Initiative zur Entschuldung armer Länder einen neuen Beitrag für die HIPC-
Initiative.
Die Unterstützung des Programms zur institutionellen Stärkung und Ausbildung
der HIPC-Länder im Bereich Schuldenmanagement wurde fortgesetzt. Dabei
wurde insbesondere die Dezentralisierung dieses Prgramms weiter vorangetrie-
ben (Verlagerung der Verantwortung hin zu regionalen Trägern in Afrika und
Lateinamerika). Träger bleibt Debt Relief International34. Wiederum fanden
zwei HIPC-Ministertreffen statt.
Das seco verlängerte den Mandatsvertrag mit der Entschuldungsstelle der
Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke auf reduzierter Basis für zwei weitere
Jahre. Die Entschuldungsstelle hat die Gegenwertfonds abzuschliessen. Bei acht
der insgesamt zwölf Fonds sind die Mittel vollständig verpflichtet. Zudem
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geführte Informationen über die neuen Abkommen auflistet. <www.clubdeparis.org/en/index.phb>.
32 ERG, Bericht 2001, Zürich, 2002 sowie laufend auf deren Website nachgeführte Informationen 
<www.swiss-erg.com>.
33 WB, GDF 2002, aaO. Appendix 2, S. 133ff.
34 Vgl. <www.dri.org.uk>.
wurde das Mandat erweitert mit Aufgaben im Bereich der internationalen Ent-
schuldungspolitik und den PRSP in den HIPC-Ländern.
7.4. DIE INTERNATIONALEN FINANZINSTITUTIONEN
Der Reformdruck auf die internationalen Finanzinstitutionen hielt an. Die Dis-
kussionen um das gängige Entwicklungsmodell der Liberalisierung und der
Integration in die Weltwirtschaft intensivierten sich, auch innerhalb der Institu-
tionen. Die Spitzen von Weltbank und Internationalem Währungsfonds mahnten
mehrfach die reichen Länder, ihre Versprechen gegenüber den armen Ländern
einzuhalten.
❏ Belebte Entwicklungsdebatte
Die sich häufenden Krisen haben zu belebteren Diskussionen über Entwick-
lungsmodelle und Entwicklungsstrategien geführt. Sichtbarster Ausdruck war
die Debatte um das neue Buch von Nobelpreisträger Joseph Stiglitz35, teils mit
Polemiken und persönlichen Anwürfen geführt. Stiglitz’s Kritik richtet sich ins-
besondere an den IWF, der mit Standardrezepten den Entwicklungsländern
mehr schaden als nützen würde. Die Öffnung der Kapitalmärkte habe sich als
teurer Fehler erwiesen. Die innerhalb der Institutionen und in einer breiten
Öffentlichkeit (Medien, Wissenschaft) geführte Debatte produzierte Unmengen
von Artikeln, Papieren und Statements.
Über diese Stiglitz-Debatte hinaus sind innerhalb und ausserhalb der Bretton-
Woods-Institutionen zahlreiche weitere Schriften zu Globalisierung, Wachstum
und Verteilung erschienen. Viele dieser Studien kreisen um Fragen wie : Führt
Globalisierung zu erhöhter Ungleichheit ? Wie muss Wachstum beschaffen sein,
damit es den Armen zugute kommt ? Führt Ungleichheit zu Unterentwicklung ?
Bemerkenswert ist, bei aller Differenz der Auffassungen, der Wandel der Rheto-
rik auch innerhalb von Bank und Fonds. Globalisierung wird nicht mehr einfach
als naturgegeben erachtet. Globalisierung beinhaltet Möglichkeiten und Chan-
cen, aber auch Risiken und Unsicherheiten. Um die Globalisierung zu lenken,
bedarf es entsprechender Politiken und Institutionen. Sie soll auf breites Wachs-
tum zielen, auf Nachhaltigkeit und Armutsbekämpfung, die reiche Vielfalt der
Werte und Ansichten erhalten (Making Globalization Work for the Poor !). Die
Weltbankspitzen riefen die Industrieländer mehrfach zu Strukturänderungen und
zur Erfüllung der Versprechen auf. Die reichen Länder sollen besser überwacht
und verantwortlich gemacht werden. Und insbesondere sollen die Industrielän-
der den Entwicklungsländern ihre Märkte öffnen36 und mehr öffentliche Ent-
wicklungshilfe leisten.
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36 Dazu haben IWF und Weltbank u.a. auf die Jahresversammlung vom September 2002 hin ein gemeinsa-
mes Papier veröffentlicht : IMF/WB, Market Access for Developing Country Exports – Selected Issues,
September 26, 2002 <www.imf.org/external/np/pdr/ma/2002/eng/092602.htm>. Die Weltbank hat
eigens eine Website installiert (www1.worldbank.org/wbiep/trade). Vgl. auch: Oxfam, Eight broken
promises, Oxfam Briefing Paper 9, Oxford, 2002 <www.oxfam.org/uk/policy/ papers/8broken/
8broken.html> sowie: IMF, World Economic Outlook, Trade and Finance, September 2002, aaO.
Die Kritik zahlreicher NGO, IWF und Weltbank hätten sich nicht wirklich vom
Washington-Konsensus gelöst, blieb aber weiter bestehen. Gefordert wurden
Alternativen zu Neoliberalismus und ökonomischer Globalisierung, ein neues
Entwicklungsparadigma, ein Wachstumsmodell, abgestützt auf heimische Nach-
fragesteigerung37.
Das UNO-Entwicklungsprogramm (UNDP) forderte demokratischere Prinzi-
pien in IWF und Weltbank sowie grösseres Gewicht der Entwicklungsländer bei
globalen ökonomischen Entscheidungen38.
❏ Armutsbekämpfung
Erklärtes Ziel sowohl des IWF wie auch der Weltbank ist die Reduktion der
Armut. Gemeinsames Hauptinstrument – in Verbindung mit der Initiative der
Entschuldung der ärmsten Länder (HIPC-Initiative) – ist die Armutsreduk-
tionsstrategie (PRSP).
& JSDW 2000/2001/2002, Kap. 1, Abschnitt „Aussenverschuldung“ : HIPC, PRSP.
Mit einem breit angelegten und öffentlichen Verfahren überprüften IWF und
Weltbank den PRSP-Ansatz. Schriftliche Vernehmlassungen, vier regionale
Konferenzen und eine internationale Tagung im Januar 2002 in Washington (mit
Beteiligung von DEZA, seco und der Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke)
waren die Hauptelemente dieser Überprüfung. Sie bestätigten die Schwierigkei-
ten des Prozesses ebenso wie den Anspruch, dass dies ein von den Ländern
angeführtes partizipatives Verfahren sein sollte. Die in den einzelnen Ländern
erarbeiteten Strategien sollten ein zentrales Element der Entwicklungspolitik
sein, ein Lernprozess, der sowohl die Natur und die Ursachen der Armut analy-
sieren wie auch entsprechende Strategien zu deren Überwindung entwickeln
soll.
Als Schwachpunkte der bisherigen Praxis wurden identifiziert : die mangelnde
Verbindung zwischen Makroökonomie und Armutsbekämpfung, die ungenü-
gende Überprüfung von Auswirkungen der Entwicklungsstrategien auf die
Armut, die schwache Ausrichtung der öffentlichen Finanzen auf die Bedürfnisse
der Armutsbekämpfung sowie die zu schwache Verbindung der Geberstrategien
mit den erarbeiteten Armutsstrategien in den einzelnen Ländern39.
Von Bedeutung sind auch die halbjährlichen, jeweils auf Frühjahrs- und Jahres-
versammlung publizierten gemeinsamen PRSP-Überprüfungspapiere von IWF
und Weltbank40. Bisher haben im August 2002 18 Länder vollständige PRSPs
erarbeitet, weitere 45 Länder erstellten Interims-PRSPs, für fünf Länder sind
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37 Einen guten Überblick dazu bietet : After Neoliberalism: Economic Policies That Work for the Poor. A
Collection of Papers Presented at a Conference on Alternatives to Neoliberalism, May 23-24, 2002,
Washington <www.new-rules.org/Publications/After_neolib/after_neolib.html>.
38 UNDP, Bericht über die menschliche Entwicklung 2002, New York/Genf, 2002, Kap. 5, Stärkung der
Demokratie auf globaler Ebene, S. 133 ff.
39 Die Überprüfung ist dokumentiert unter <www.imf.org/external/np/prsp/prsp.asp> und <www. world-
bank.org/poverty/strategies/review/index.htm>.Vgl. auch : IMF, World Bank Conclude Joint Poverty
Reduction Strategy Conference, IMF Press Release 02/5, January 18, 2002 <www.imf.org/
external/np/sec/pr/2002/pr0205.htm>. Vgl. auch die Jahresberichte 2002 von IWF und Weltbank aaO.
sowie die allgemeine PRSP-Website der Bank: <www.worldbank.org/poverty/strategies/index. htm>.
40 Letzter Bericht : IMF/WB, Poverty Reduction Strategy Papers – Progress in Implementation,
IMF/WB September 2002 <www.imf.org/external/np/nrspgen/2002/ng/091102.htm>.
jährliche Fortschrittspapiere vorhanden. Die Schweiz stellte sich hinter die For-
derung, wonach die Geber vermehrt ihre Aktivitäten auf die erarbeiteten Strate-
gien ausrichten müssten. DEZA und seco publizierten in mehreren Sprachen
eine kleine Broschüre zu den PRSPs, die auch die Kernelemente ihrer Position
umfasst41.
Auch im Jahre 2002 wurde seitens der Wissenschaft, der Regierungen und der
NGO eine grosse, kaum mehr überblickbare Menge an Studien zur PRSP veröf-
fentlicht42. NGO kritisieren, dass mit den PRSP zwar deutliche Verbesserungen
bei der Mittelzuteilung im Budgetverfahren für soziale Aspekte erzielt wurden.
Hingegen bleibe die Mitsprache der Zivilgesellschaft und der Einfluss auf die
makroökonomischen Eckpunkte praktisch irrelevant.
7.4.1 DER INTERNATIONALE WÄHRUNGSFONDS (IWF)
Der IWF verdreifachte seine Kredittätigkeit. Gleichzeitig versuchte der IWF,
seine Unterstützungspakete effektiver und zielgerichteter auszugestalten und
den privaten Sektor vermehrt einzubeziehen. Die Bemühungen um eine Reform
der internationalen Finanzarchitektur wurden ohne grossen Fortschritt fortge-
setzt. Immerhin präsentierte der IWF Vorschläge für ein Insolvenzverfahren
souveräner Staaten.
❏ Kreditvergabe verdreifacht
Tabelle 23 : Kreditvergabe des IWF, 1998-2002 (in Mrd. SZR, jeweils per 30.4.)
1998 1999 2000 2001 2002
Kreditzusagen 32.2 29.4 22.9 14.3 41.2
Kreditauszahlungen 21.0 24.9 6.9 10.2 30.1
Rückzahlungen 4.4 11.1 23.6 11.8 20.0
Nettotransfer 16.6 13.8 –16.7 –1.6 10.1
Ausstehende Kredite 56.0 67.2 50.4 48.7 58.7
Überfällige Verpflichtungen 2.3 2.3 2.3 2.2 2.4
Zahl der Kreditverträge 60.0 56.0 58.0 80.0 69.0
Quelle : IMF, Annual Report 2002, Washington, 2002 <www.imf.org.external/pubs/ft/ar/2002/eng/index.htm>.
Angesichts der Krisenanfälligkeit mehrerer Länder und der schwachen Welt-
wirtschaft verdreifachte der IWF im Geschäftsjahr 2001-2002, abgeschlossen
auf Ende April 2002, gegenüber dem Vorjahr sowohl seine Kreditzusagen wie
die Auszahlungen auf die Rekordhöhe von 41 resp. 30 Milliarden Sonderzie-
hungsrechte (SZR) (Tabelle 23)43. Dabei erhielt Brasilien 12,1 Milliarden SZR
(September 2001) und die Türkei 12,8 Milliarden. Der neue Kredit von 22,8
Milliarden SZR an Brasilien wird erst für das Geschäftsjahr 2003 wirksam.
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41 DEZA-SDC und seco, Poverty Reduction Strategy Papers at a Glance. Bern, 2000 <www.deza.
admin.ch> und <www.seco.admin.ch>.
42 Aus der Fülle sei hier die Forschungs- und Publikationstätigkeit des britischen Overseas Development
Institute (odi) erwähnt <www.odi.org/uk/ooog/index.htm>. Von Bedeutung ist eine UNCTAD-Studie :
UNCTAD, Economic Development in Africa. From Adjustment to Poverty <Reduction. What is New?,
New York and Geneva, 2002 <www.unctad.org/en/pub/pogdsafricad2.en.htm>. Seitens der NGO sei
erwähnt : Panos, Reducing Poverty. Is the World Bank’s strategy working? London, August 2002
<www.panos.org.uk/briefing/reducing_poverty_front.htm>.
43 IMF, Annual Report 2002, Making the Global Economy Work for All, Washington, 2002 <www.imf.
org/external/pubs/ft/2002/eng> .
Auch die Kreditzusagen im Rahmen der Armutsbekämpfungs- und Wachstums-
fazilität (PRGF) für die ärmsten Entwicklungsländer erreichten im Jahre 2001
ein Rekordhoch von 2,7 Milliarden Dollar. Auch im Jahre 2002 dürften sie sich
auf 2 Milliarden Dollar belaufen, so dass der IWF bald gezwungen sein dürfte,
neue Finanzmittel für die PRGF bereitzustellen.
❏ Verstärkte Überwachungstätigkeit
Der IWF verstärkte seine Überwachungstätigkeit gegenüber den Mitgliedslän-
dern auf regionaler und globaler Ebene. Im April schloss der Exekutivrat die
Überprüfung seiner Überwachungsprinzipien ab. Neben der bisherigen Überwa-
chung der Fiskal-, Geld- und Wechselkurspolitik soll der Prüfung der externen
Verletzlichkeit, der Schuldennachhaltigkeit und der Verletzlichkeit des Finanz-
sektors vermehrte Beachtung zukommen. Die Schweiz unterstützte diese Aus-
weitung44.
Die globale Überwachung erfolgt mittels regelmässiger Diskussionen im Exe-
kutivrat. In der Regel publiziert der IWF zweimal jährlich seinen World Econo-
mic Outlook. Die April-Ausgabe 2002 diskutierte als Spezialthemen einerseits
die Auswirkungen der Finanzmärkte auf die Realwirtschaft und beschäftige sich
mit Rezession und Erholung45. Die September-Ausgabe ist hauptsächlich Han-
dels- und Finanzfragen gewidmet46. Fragen der Finanzmärkte werden im neuen,
seit März 2002 erstmals und nun quartalsweise publizierten Global Financial
Stability Report behandelt47.
Zur Überwachungstätigkeit gehören auch die im September verabschiedeten
Massnahmen gegen die Geldwäsche und die Bekämpfung der Terrorfinanzie-
rung. In Übereinstimmung mit der Mehrheit der Exekutivdirektoren vertritt die
Schweiz die Ansicht, dass sich der IWF dabei auf seine Kernkompetenzbereiche
(relevant für Makroökonomie) zu beschränken hat und eine enge Zusammenar-
beit und Arbeitsteilung mit der bei der OECD in Paris angesiedelten Financial
Action Task Force (FATF) anstreben muss.
Einzelne Länder werden im Rahmen der Konsultation nach Artikel IV der IWF-
Satzungen überprüft. In der Schweiz fand diese Konsultation Ende
Februar/Anfang März, die Diskussion im Exekutivrat Ende Mai 2002 statt48. An
der Konsultation Anfang März konnten sich auch die Arbeitsgemeinschaft der
Hilfswerke und die Erklärung von Bern zu Fragen der Handelspolitik der
Schweiz gegenüber den Entwicklungsländern, zu ungenügender Entwicklungs-
hilfe und zur Rolle der Schweiz als Steuerfluchthafen äussern. Gleichzeitig mit
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44 IMF, Executive Director for Azerbaijan, Kyrgyz Republic, Poland, Switzerland, Tajikistan, Turkmeni-
stan, Uzbekistan, FR Yugoslavia, Activity Report 2002, Washington, 2002. Vgl. dazu auch : IMF,
Annual Report 2002, aaO., Box 2.1.
45 IMF, World Economic Outlook, Recession and Recoveries, April 2002, Washington <www.imf.org/
external/pubs/ft/weo/2002/01/> .
46 IMF, World Economic Outlook, Trade and Finance, aaO.
47 IMF, Global Financial Stability Report, Washington, 2002, aaO, viermal jährlich <www.imf.org/
external/pubs/ft/gfsr/> .
48 IMF, Switzerland-2002 Article IV Consultation : Concluding Statement, Bern, March 4, 2002 
<www.imf.org/external/np/ms/2002/030402.htm> und : IMF, Switzerland : 2002 Article IV Consult-
ation – Staff Report, Washington, June 3, 2002 <www.imf.org/external/pubs/c<t/longres.cfm?sk
=15871.0>. Weitere neue Publikationen des IWF über die Schweiz, u.a. zur Schuldenbremse und zur
Frage des bescheidenen Wachstums vgl. <www.imf.org/external/country/CHE/index.htm>.
dem Bericht zur Art. IV-Konsultation veröffentlichte der IWF zudem den
Bericht über die Überprüfung des Finanzplatzes Schweiz. Das Schweizer
Finanzsystem sei robust und seine Regulierung konform mit international aner-
kannten Standards. Die Probleme der Steuerflucht kamen nicht zur Sprache49.
& Jahrbuch 2003, Nr. 1, Kap. 8, „Finanzplatz Schweiz“.
❏ Die Reform des internationalen Finanzsystems
Die Bemühungen um eine verbesserte Krisenprävention wurden fortgesetzt.
Externe Verletzbarkeiten sowie Ausbreitungsrisiken von Krisen sollen mittels
Frühwarnsystemen besser und früher identifiziert werden. Der IWF arbeitete
mit andern Organisationen weiter an der Verbesserung der Transparenz im
Finanzsektor sowie an der Einführung und Anwendung internationaler Stan-
dards und Codices.
Weniger bedeutsam sind die Fortschritte in der Krisenbewältigung. Den Einbe-
zug des privaten Sektors in die Bewältigung der jüngsten Finanzkrisen erachtet
der Schweizer Exekutivdirektor als ungenügend50. Positiv bewertet er dem-
gegenüber die Anstrengungen des Fonds in der Schärfung der Kriterien für den
Zugang zu Fondsmitteln und in der Analysetätigkeit des IWF hinsichtlich Trag-
fähigkeit der Schuldenlast. Unterstützung der Schweiz findet auch der Vorschlag
für einen internationalen Insolvenzmechanismus (Sovereign Debt Restructuring
Mechanism, SDRM). Anne Krueger, die erste stellvertretende geschäftsführende
Direktorin des IWF, trat Ende November 2001 überraschend mit einem entspre-
chenden Vorschlag an die Öffentlichkeit. Seither sind die IWF-Vorschläge ver-
feinert und modifiziert worden. Krueger präsentierte diese Vorschläge auf Einla-
dung der Schweiz Mitte August in Genf an einer öffentlichen Veranstaltung.
Europäische Staaten unterstützten diese Vorschläge, während die USA sowie die
grossen privaten Banken Kollektivklauseln in Bondverträgen auf freiwilliger
Basis vorziehen. Entwicklungsländer befürchten eine Verteuerung des Kreditzu-
ganges. NGO wenden sich gegen eine starke Stellung des IWF, weil er als Gläu-
biger gleichzeitig Partei und Richter sei51.
❏ Ausleihpolitik und Konditionalität
Der IWF hat im Laufe der letzten zwei Jahre seine Konditionalitäten umfassend
und mit öffentlichen Vernehmlassungen und Diskussionen überprüft. Neu sollen
nun Massnahmen im Strukturbereich nur dann verlangt werden, wenn sie zum
Erreichen der Programmziele kritisch sind. Grundsätzlich sollen sie sich auf
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49 IMF, Switzerland, Financial System Stability Assessment, Washington, June 3, 2002 <www.imf.org/
external/pubs/cat/longres.cfm?sk=15873.0>. Das Eidg. Finanzdepartement publizierte nebst Medien-
unterlagen diesen Bericht auch auf seiner Website :
<www.efd.admin.ch/d/dok/medien/medienmitteilungen/2002/06/iwf.htm?>.
50 IMF, Executive Director for Azerbaijan, Kyrgyz Republic, Poland, Switzerland, Tajikistan, Turkmeni-
stan, Uzbekistan, FR Yugoslavia, Activity Report 2002, aaO. S. 15.
51 Eine Übersicht bietet das entsprechende IMF Factsheet, auf dem auch die wichtigsten Publikationen
des IWF zu dieser Frage aufgelistet sind : IMF, Strengthening The International Financial Architec-
ture : Sovereign Debt Restructuring Mechanism (SDRM), A Factsheet, Washington, August 2002
<www.imf.org/external/np/exr/facts/sdrm.htm>. Die Eidg. Finanzverwaltung hat zum Krueger-
Besuch ein Pressedossier vorbereitet <www.efv.admin.ch/>. Verschiedene NGO-Positionen sind
erhältlich bei <www.erlassjahr.de>, <www.jubileeplus.org> und bei CIDSE-Caritas Internationalis
<www.cidse.org>. Die Bankenpositition findet sich bei <www.iif.org>.
jene Bereiche konzentrieren, die für die makroökonomischen Ziele der jeweili-
gen Länderprogramme wesentlich sind. Das soll zu grösserer Akzeptanz und
Eigenverantwortung der Länder führen. Die Schweiz unterstützte diese Refor-
men, bemängelte jedoch die zu wenig konkrete Ausgestaltung entsprechender
Leitlinien52. Das unabhängige Evaluationsbüro des IWF widmete seinen ersten
Bericht dem Problem des mehrfach verlängerten Gebrauchs von IWF-
Ressourcen durch Mitgliedsländer und dessen negativen Folgen.
❏Weitere Aktivitäten der Schweiz im IWF
Im November 2002 kam es zu einem Wechsel im Exekutivdirektorium. Roberto
Cippà kehrte zur Schweizerischen Nationalbank zurück. An dessen Stelle trat
sein bisheriger Berater, Fritz Zurbrügg.
Die Schweiz leistete im März 2002 einen Beitrag von 1,8 Millionen Franken an
einen IWF-Spezialfonds für die Verbilligung von Zinsen für so genannte Not-
fallkredite53.
Der Bundesrat ist im Weiteren bereit, die Eidgenössischen Räte verstärkt in das
Geschehen der Bretton-Woods-Institutionen einzubinden, wie das eine Motion
der Aussenpolitischen Kommission des Nationalrates verlangte54. Neu veröf-
fentlicht das Eidg. Finanzdepartement seinen bisher unveröffentlichten Newslet-
ter an die Mitglieder der Aussenpolitischen Kommissionen der Eidgenössischen
Räte und der Beratenden Kommission für Entwicklung und internationale
Zusammenarbeit auf seiner Website55. Er enthält Informationen über jüngste
Entscheide und Entwicklungen beim IWF sowie eine Vorschau auf kommende
Themen.
Der Bundesrat verlängerte die Beteiligung der Schweiz an den Allgemeinen und
den Neuen Kreditvereinbarungen (AKV/NKV) des IWF56. Im Falle einer
Mittelknappheit des IWF würde die Schweizerische Nationalbank maximal 3
Milliarden Franken leisten.
7.4.2 DIE WELTBANK
IBRD und IDA steigerten ihre Kreditzusagen. Die 13. Wiederauffüllung der IDA
konnte unter Dach gebracht werden. In der Weltbank zentrierte sich die Diskus-
sion um die Wirksamkeit der Hilfe.
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52 IMF, Executive Director for Azerbaijan, Kyrgyz Republic, Poland, Switzerland, Tajikistan, Turkmeni-
stan, Uzbekistan, FR Yugoslavia, Activity Report 2002, aaO. S. 10ff.
53 EFD, Schweiz leistet Beitrag an Fonds für IWF-Notfallkredite, EFD-Medienmitteilung vom 8. März
2002 <www.efd.admin.ch/d/dok/medien/medienmitteilungen/2002/03/iwfkredite.htm?>.
54 EFD, Bundesrat unterstützt parlamentarische Versammlung bei IWF und Weltbank, EFD-Medienmit-
teilung vom 27.Februar 2002 <www.efd.admin.ch/d/dok/presse/mm0202/iwf.htm>.
55 Eidg. Finanzverwaltung, Newsletter zum IWF <www.efv.admin.ch/internat/iwf_int/pdf.newslett.
pdf>. Das Eidg. Volkswirtschaftsdepartement (seco in Zusammenarbeit mit DEZA) verfasst ebenfalls
einen entsprechenden Newsletter für die Weltbank, ohne ihn jedoch bislang zu veröffentlichen.
56 EFD, Schweiz beteiligt sich weiterhin an „Rückversicherung“ für den Internationalen Währungs-
fonds. EDF-Medienmitteilung vom 20. November 2002 <www.efd.admin.ch/d/dok/medien/
medienmitteilungen/2002/11/iwf>.
❏ Gesteigerte Kredittätigkeit
IBRD und IDA steigerten beide ihre Kreditzusagen57. Die IBRD bewilligte im
abgelaufenen Geschäftsjahr (1.7.2002 bis 30.6.2002) insgesamt 96 neue Kredite
im Umfang von 11,5 Milliarden Dollar (Tabelle 24). Osteuropäischen und zen-
tralasiatischen Ländern wurde die Rekordsumme von 4,9 Milliarden Dollar
zugesagt, vor Lateinamerika (4,2 Mrd. $).
Die IDA-Kreditzusagen stiegen mit 133 Operationen auf den Rekordbetrag von
8,1 Milliarden Dollar. Allein afrikanischen Staaten wurden 63 neue Operationen
mit insgesamt 3,8 Milliarden Dollar finanziert.
Annährend zwei Drittel der IBRD-Kreditzusagen waren für Anpassungskredite
bestimmt, ein bisher noch nie erreichtes Ausmass. Bei der IDA übersteigen die
Investitionskredite mit einem Anteil von 70 Prozent die Anpassungskredite um
mehr als das Doppelte.
Zur Finanzierung der Ausleihungen nahm die IBRD ihrerseits 23 Milliarden
Dollar in zehn verschiedenen Währungen auf. Damit hat die IBRD auf den
Kapitalmärkten insgesamt für 110 Milliarden Dollar Anleihen offen.
IBRD und IDA kauften im verflossenen Geschäftsjahr Güter und Dienstleistun-
gen ausserhalb der Programmländer für 2,8 Milliarden Dollar ein, davon in der
Schweiz für 82 Millionen Dollar (2,93%).
Tabelle 24 : Ressourcenfluss von IBRD und IDA 1999-2002 (in Mrd. $, jeweils per 30.6.)
1999 2000 2001 2002
IBRD
Kreditzusagen 22.2 10.9 10.5 11.5
Auszahlungen 18.1 13.3 11.8 11.3
Ausstehende Kredite 117.2 120.1 118.9 121.6
IDA
Kreditzusagen 6.8 4.4 6.8 8.1
Auszahlungen 6.0 5.2 5.5 6.6
Ausstehende Kredite 83.7 86.7 86.6 96.3
Quelle : WB, Annual Report 2002, Vol 1 and 2, Washington, 2002 <www.worldbank.org/annualreport/2002>.
❏ Die Effektivität der Hilfe
Rolle, Effektivität, Effizienz und Qualität der Hilfe im Entwicklungsprozess war
im Jahre 2002 ein Hauptthema in der Weltbank, nicht zuletzt verstärkt durch die
Kritik der USA an der Weltbank. Als Beitrag zur Monterrey-Konferenz über die
Finanzierung der Entwicklung veröffentlichte die Bank eine umfangreiche Stu-
die. Gute Politik, starke Institutionen und gute Regierungsführung seien die ent-
scheidenden Faktoren für die Qualität des Entwicklungsprozesses. Entwick-
lungshilfe könne das eigene Engagement der Länder nicht ersetzen, sondern
bloss unterstützen58. Ein dem Entwicklungsausschuss im Frühjahrstreffen 2002
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57 WB, Annual Report 2002, Vol 1 and 2, Washington, 2002 <www.worldbank.org/annualreport/2002>
58 WB, The Role and Effectiveness of Development Assistance. Lessons from World Bank Experiences.
Research Working Paper, Washington, March 18, 2002 <http://econ.worldbank.org/view.phü?type
=5&id=13080>. Vgl. ferner : WB, Annual Report 2002, chapter 3, aaO. und IMF/WB, Development
Committee, Development Effectiveness, Partnership, and Challenges for the Future, DC2002-0006,
April 9, 2002 <http://wbln0018.worldbank.org/DCS/devcom.nsf>.
unterbreitetes Papier legte zudem ein weiteres Schwergewicht auf ein angemes-
senes internationales Umfeld.
Nach Ansicht der Schweiz muss die Bank, um gute Resultate zu erreichen, ihr
internes Funktionieren anpassen, vor allem den nach wie vor dominanten Fokus
auf Input-verbundene Faktoren ersetzen durch Output-Faktoren. Ebenso sind
bessere Messverfahren nötig59. Die Effektivität der Hilfe war auch ein wichtiges
Thema für die 13. Wiederauffüllung der IDA (siehe Rahmentext).
NGO in der ganzen Welt verlangen von der Weltbank nicht nur eine gesteigerte
Effektivität, sondern umfassendere Entschuldungsmassnahmen und mehr
Mittel. Die Bank soll haftbar gemacht werden, dass die Mittel produktiv in die
menschliche Entwicklung investiert werden und nicht in Politiken, welche die
Umwelt und die Armen schädigen.
13. Wiederauffüllung der IDA
Die 13. Wiederauffüllung der IDA konnte mit mehr als einem halben Jahr Verspätung erst anfangs Juli
2002 abgeschlossen werden. Für die nächsten drei Jahre stehen 18 Milliarden Sonderziehungsrechte
zur Verfügung, davon 10 Milliarden durch neue Beiträge der Geber. 8 Milliarden SZR trägt die Weltbank
aus Rückflüssen und Gewinnen bei. Die Schweiz wird einen Anteil von 2,43 Prozent übernehmen*.
Hauptgrund für die Verspätung war die Auseinandersetzung zwischen den USA und Europa über die
Frage, ob und wie viel die IDA den ärmsten Ländern statt in Form zinsloser Darlehen neu in Geschenk-
form leisten solle. Die USA wollten, um die Verschuldung der ärmsten Länder nicht weiter ansteigen zu
lassen, einen möglichst hohen Anteil an Geschenken ausrichten, ohne sich jedoch bereits heute zu ver-
mehrten Beiträgen für die künftige Refinanzierung der IDA bereit zu erklären. Die europäischen Länder,
eingeschlossen die Schweiz, befürchteten, dass dies mittelfristig eine finanzielle Austrocknung der IDA
zur Folge habe. Zudem würde die Arbeitsteilung mit den UN-Agenturen gefährdet. Der Kompromissvor-
schlag sieht jetzt einen Geschenk-Anteil von 18 bis 21 Prozent vor, der von den ärmsten Ländern in
Zusammenhang mit Aidsbekämpfung, Schuldennachhaltigkeit, Naturkatastrophen und in Nachkonflikt-
phasen benutzt werden soll.
* WB, IDA Donors Reach Agreement On Increased Funding For Poorest Contries, News Release No 2002/001/S, July 2, 2002
<http://web.worldbank.org/Website/External/news/>. Alle relevanten Dokumente zur Wiederauffüllung finden sich auf einer speziel-
len IDA-Website : <www.worldbank. org/ida/ida13docs.html>.
❏Wichtige Themen und Sektoren60
Wichtige Themen waren für die Weltbank im abgelaufenen Geschäftsjahr
Armutsbekämpfung, Umwelt und nachhaltige Entwicklung, Entwicklung des
privaten Sektors, Gouvernanzfragen und Solidität des Finanzsektor.
Auf globaler Ebene engagierte sich die Bank zusammen mit dem IWF in der
Frage des Marktzuganges für Entwicklungsländer sowie in der Stärkung der
Finanzarchitektur. Weitere wichtige globale Aktivitätsfelder waren für die Bank
übertragbare Krankheiten sowie Information und Kommunikation.
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59 WB, Executive Director for Azerbaijan, Kyrgyz Republic, Poland, Switzerland, Tajikistan, Turkmeni-
stan, Uzbekistan, FR Yugoslavia, Report to the Governors for the Annual Meetings September 2002,
S. 4ff.
60 Zum Quellennachweis vgl. dazu vor allem den Jahresbericht 2002 (WB, Annual Report 2002, aaO.)
und die dort aufgeführte weiterführende Literatur sowie den Bericht des Schweizer Exekutivdirektors
(Siehe Fussnote 59).
Bei der Armutsbekämpfung richtete sich die Aufmerksamkeit neben den
Armutsstrategien (siehe oben Abschnitt „Armutsbekämpfung“) auf die sozialen,
institutionellen und ökonomischen Dimensionen der Armut. Die Bemühungen
um die Verstärkung der sozial und ökologisch nachhaltigen Entwicklung stan-
den ganz im Zeichen des Gipfel von Johannesburg. Der Weltentwicklungsbericht
200361 war diesem Thema gewidmet. Eine Reihe Sektorstrategiepapiere wurden
überarbeitet und erneuert, so u.a. zur Forstpolitik, Umsiedlungspolitik, Politik
gegenüber indigenen Völkern, ländlichen Entwicklung. Die neue Strategie zur
Förderung des Privatsektors und der Infrastruktur wurde im Februar 2002 verab-
schiedet. Noch in Bearbeitung ist eine neue Strategie für Wasser. Trotz breit
angelegten Konsultationsverfahren blieben die verabschiedeten Politikpapiere
seitens der NGO nicht widerspruchslos62.
❏ Die Schweiz in der Weltbank
Im April 2002 löste Pietro Veglio den bisherigen Exekutivdirektor der Schweiz,
Matthias Meyer, ab.
Im Hinblick auf den nunmehr zehn Jahre zurückliegenden Beitritt der Schweiz
zu IWF und Weltbank führte die Schweiz im Mai 2002 im Bundeshaus das
dritte Treffen zwischen der Weltbank und Mitgliedern von Parlamenten aus aller
Welt durch. Weltbank-Präsident James W. Wolfensohn eröffnete dieses Meeting
und traf sich danach noch zu bilateralen Gesprächen mit Regierung, Verwaltung,
Wirtschaft, Medien und NGO63.
Anlässlich des Frühjahrstreffens unterzeichnete das seco mit der Weltbank ein
Abkommen zur Unterstützung der neuen internationalen Initiative FIRST, wel-
che den Entwicklungsländern mit Expertisen und finanziellen Ressourcen Hilfe
leisten will für die Stärkung ihrer lokalen Finanzsysteme64.
Im Dezember 2001 fand die vierte Runde zu IDA-13 in Montreux statt.
7.4.3 DIE JAHRESTREFFEN DER BRETTON-WOODS-INSTITUTIONEN
Sowohl das Frühjahrstreffen vom April wie auch die Jahresversammlung vom
Ende September standen ganz im Zeichen der angespannten wirtschaftlichen
Lage. Beide Treffen diskutierten die bereits üblichen Halbjahresfortschrittsbe-
richte zur HIPC-Inititiative und zur PRSP. Auch die fortlaufenden Arbeiten in
der Verstärkung der internationalen Finanzordnung, eingeschlossen der Kampf
gegen die Geldwäsche und gegen die Finanzierung des Terrors, standen auf den
Traktandenlisten.
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61 WB, World Development Report 2003, Sustainable Development in a Dynamic World. Transforming
Institutions, Growth, and Quality of Life, Washington, 2002 <http://econ.worldbank.org/wdr/ wdr2003>.
Der WDR 2003 blieb keinesweg unwidersprochen. Eine umfangreiche Kritik veröffentlichte das Was-
hingtoner Büro der Heinrich-Böll-Stiftung: Managing Sustainability World Bank-Style. Ed. Liane Scha-
latek, Barbara Unmüssig u.a., Washington/Johannesburg, 2002 <www.boell.de>.
62 Eine gute Übersicht über die kritischen Arbeiten internationaler NGO bietet das britische Bretton
Woods Reform Project mit seinem zweimonatlichen Bulletin : <www.brettonwoodsproject.org>.
63 Vgl. <http://wbln0018.worldbank.org/EURVP/web.nsf/Pages/MP+Home+Page>. Zur zehnjährigen
Mitgliedschaft der Schweiz in den BWI : Zehn Jahre mitbestimmen, kritisieren, verändern – Bretton
Woods und die Schweiz. DEZA, Eine Welt, Nr. 2, Juni 2002, Bern.
64 seco, Die Schweiz hilft bei der Stärkung der Finanzsysteme. seco-Pressemitteilung vom 22. April
2002 <www.seco.admin.ch>. Vgl. dazu auch die Website der Initiative : <www.firstinitiative.org>.
Beim Entwicklungsausschuss prägte die andauernde politische Auseinanderset-
zung zwischen den USA und Europa das Frühjahrstreffen. Immerhin konnte ein
Aktionsplan „Bildung für alle“ verabschiedet werden. Der Geld- und Finanz-
ausschuss des IWF diskutierte den vorgelegten Bericht über die reformierte
Konditionalität, die gestärkten Formen der Überwachung sowie die Massnah-
men zur besseren Krisenbewältigung, darunter auch die Schaffung eines inter-
nationalen Insolvenzmechanismus. Zudem nahmen beide Ausschüsse ein
gemeinsam von IWF und Weltbank verfasstes Papier über die Verwirklichung
des Monterrey-Konsensus zur Kenntnis. Schliesslich wurde die CIS-7-Initiative
formell geschaffen. Gemeinsam wollen IWF, Weltbank, AsDB und EBRD
Wachstum und Armutsbekämpfung in den sieben ärmsten GUS-Staaten unter-
stützen. Dazu gehören auch Aserbeidschan, Kirgistan und Tadschikstan aus der
Schweizer Stimmrechtsgruppe.
Das weltwirtschaftliche Klima war an der Jahresversammlung von Ende Sep-
tember kaum anders als im Frühjahr. Wie im Vorjahr wurde die Jahrestagung
aus Sicherheitsgründen auf zwei Tage verkürzt. HIPC-Initiative, PRSP, Geldwä-
scherei und Terrorfinanzierung standen erneut auf der Traktandenliste. Der
Geld- und Finanzausschuss erhielt grünes Licht für die Weiterarbeit an einem
internationalen Insolvenzverfahren und weiteren Elementen für den verstärkten
Einbezug des privaten Sektors in die Krisenbewältigung. Der Entwicklungsaus-
schuss diskutierte die Umsetzung der Entscheidungen und Strategien der Konfe-
renzen von Monterrey und Johannesburg. Die Bank legte zudem neue Berichte
für die Steigerung der Effektivität und für bessere Mess- und Evaluationsverfah-
ren vor, ebenso wie ein Hintergrundpapier über die Harmonisierung der Politik-
richtlinien, Verfahren und Praktiken, das in enger Konsultation mit den regiona-
len Entwicklungsbanken und dem OECD-Entwicklungsausschuss erarbeitet
worden ist. Es dient der verbesserten Geberkoordination.
Washington war anlässlich der Jahrestreffen wiederum Schauplatz von Protest-
aktionen auf den Strassen. Der Protest richtete sich einerseits gegen die Kriegs-
politik der USA gegen den Irak, aber auch gegen die Rolle der BWI in der Glo-
balisierung. Angeprangert wurden insbesondere die Privatisierung der
Wasserversorgung und die Unterstützung der Weltbank von nicht nachhaltigen
Öl-, Gas- und Bergbauprojekten. Und erneut fanden zahlreiche Dialogveranstal-
tungen zwischen den BWI und den Organisationen der Zivilgesellschaft statt65.
IWF und Weltbank publizieren auf ihren Websites Traktandenliste, Hintergrund-
papiere, Abschriften von Medienkonferenzen, Reden und Abschlusskommuni-
qués ihrer halbjährlichen Treffen66.
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7.5. INTERNATIONALE KONFERENZ ÜBER DIE FINANZIERUNG DER ENTWICKLUNG
Im März 2002 fand im mexikanischen Monterrey die internationale Konferenz
über die Finanzierung der Entwicklung (Financing  for Development, FfD) statt.
Nach mühsamen Vorbereitungskonferenzen (Prepcom) im Laufe des Jahres 2001
verabschiedete die letzte Prepcom im Januar 2002 in New York zuhanden  der
eigentlichen Konferenz in Monterrey eine fertig ausgearbeitete Resolution, an
der es nichts mehr zu verhandeln gab. Insbesondere auf Druck der USA waren
die verschiedenen Entwürfe vorher abgeschwächt und abgeschliffen worden. Der
so genannte Monterrey-Konsensus67 enthielt wenig griffige Verpflichtungen und
umschiffte strittige Fragen mit vagen Formulierungen in sechs Themen-
bereichen : Mobilisierung lokaler Ressourcen, öffentliche Entwicklungshilfe,
Entschuldung, Handel, private Kapitalflüsse sowie systemische Fragen. Zuvor
waren zu all diesen Themen umfangreiche Papiere erarbeitet und in zahlreichen
Konsultationen diskutiert worden. Sie weckten bei Entwicklungsländern und
NGO hohe Erwartungen. Die Schweiz spielte bei diesen Vorbereitungen nie
eine entscheidende Rolle. Ebenso wenig vermochte die Europäische Union, die
USA zurückzubinden. 
Entsprechend kritisch fiel weltweit die Reaktion der NGO aus. In der Schweiz
kritisierten die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke und die Erklärung von Bern
an einer gemeinsamen Pressekonferenz noch vor der internationalen Konferenz
in Mexiko Vorgehen und Text68.
Die UNO, die Bretton-Woods-Institutionen (BWI)  und die meisten nördlichen
Regierungen bezeichneten das Konsensus-Papier dennoch als nützlich. Es kom-
biniere ambitiöse Ziele mit einem Fokus auf resultatorientierte Politik. Der Kon-
sensus basiere auf einer bis anhin nie derart deutlich formulierten Partnerschaft
zwischen Entwicklungsländern und entwickelten Staaten und auf gegenseitiger
Verantwortung. Die neue globale Partnerschaft rufe nach mehr Eigenverantwor-
tung der Entwicklungsländer für Politikreformen und Gouvernanz und ver-
pflichte die nördlichen Länder für mehr und bessere Hilfe und Öffnung der
Märkte. 
Obschon die USA und die Europäische Union während der Konferenz deutliche
Steigerungen ihrer öffentlichen Entwicklungshilfe ankündigten, reichen aber die
Mittel nicht aus, als dass die Jahrtausend-Entwicklungsziele erreicht werden
können.
Langfristig bedeutsamer als die formelle Verabschiedung des Monterrey-Kon-
sensus an der offiziellen Konferenz dürften die zahlreichen Side Events sein, die
vielen Seminare, Workshops und Veranstaltungen am Rande der Konferenz. Die
verschiedenen Akteure – internationale Organisationen, Regierungen aus Nord
und Süd, die private Wirtschaft und die Zivilgesellschaft trafen sich zu teils
intensiven Debatten und Dialogen zu unterschiedlichsten Themen und über-
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schritten zum Teil deutlich die im Monterrey-Konsensus fixierten Formulierun-
gen, so z.B. bei der Tobin-Tax und beim internationalen Insolvenzrecht.
Die Schweiz präsentierte im Verbund mit anderen Ländern das von ihr unter-
stützte handelsbezogene Ausbildungsprojekt der Agency for International Trade
Information and Cooperation (AITIC)69. Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfs-
werke beteiligte sich an einem Workshop über internationale Steuerhinterzie-
hung. 
Entscheidend ist nun die Weiterarbeit. Die BWI behandelten an ihren Frühjahrs-
und Jahresversammlungen in Washington die in ihren Zuständigkeitsbereich fal-
lenden Aufgaben, basierend auf Strategiepapieren70. Das UNO-Generalsekreta-
riat  legte der Generalversammlung einen Bericht über die Weiterarbei vor71,
ohne aber neue Aspekte aufzubringen. 
Die Hilfswerke unterbreiteten bereits im Mai Bundesrat Deiss anlässlich eines
Treffens einen Forderungskatalog. Die Schweiz solle sich in der UNO für einen
verpflichtenden Überprüfungsmechanismus einsetzen und den eigenen Fahrplan
für die Erhöhung der öffentlichen Entwicklungshilfe beschleunigen72. Die
zuständigen Departemente und Verwaltungsabteilungen sind am Erarbeiten
eigener Strategiepapiere (bisher unveröffentlicht). Im Nachgang zur Monterrey-
Konferenz organisierte die Eidgenössische Finanzverwaltung ein halböffentli-
ches Panelgespräch über die Tobin-Tax.
Die Schweiz will insbesondere den Dialog zwischen den beteiligten Akteuren
fördern. Die UNO soll vor allem auf internationaler und nationaler Ebene den
Dialog fördern. Public-Private-Partnerships (PPP) sollen einen wesentlichen
Beitrag zum Erreichen der Millenniums-Entwicklungsziele leisten. Das seco
setzte eine Task Force unter der Leitung des früheren Weltbank-Exekutivdirek-
tors Matthias Meyer ein, um Fragen des Agrarhandels und der Entwicklung zu
bearbeiten. Hingegen erachtet es die Schweiz angesichts ihrer Budgetprobleme
nicht als angemessen, den Zeitplan für die Erreichung des 0.4-Prozent-Zieles
der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit zu modifizieren. 
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